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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 


, zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksache 10/2751 Nr. 14 ^ 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2727/75 über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1418/76 über die gemeinsame Marktorganisation für Reis 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der Grundregeln 
für die Erzeugungserstattungen in den Sektoren Getreide und Reis 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates mit Durchführungsvorschriften 
für die Gewährung von Erstattungen im Sektor Getreide und Reis für die 
Erzeugung von Kartoffelstärke — KOM(84) 620 endg. — 

»EG-Dok. Nr. 11172/84« 


A. Problem 

Die aus Getreide und Kartoffeln gewonnene Stärke zur Ver- 
wendung im chemisch-technischen Bereich ist Wettbewerbs- 
verzerrungen gegenüber eingeführten Verarbeitungserzeug- 
nissen aus Stärke ausgesetzt, die keinen Einfuhrabgaben un- 
terliegen. Die Wettbewerbsfähigkeit der im EG-Bereich er- 
zeugten Stärke soll gewahrt werden. 
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B. Lösung 

Die EG-Kommission schlägt für Stärke aus der EG zur Ver- 
wendung im chemisch-technischen Bereich eine Produktions- 
erstattung vor, so daß diese Stärke auf das Weltmarkt-Preis- 
niveau verbilligt wird. 


C. Alternativen 

Ablehnung der Kommissionsvorschläge 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 


D. Kosten 

Nach den Berechnungen der EG-Kommission künftig 311,3 
Mio. ECU gegenüber bisher 273,4 Mio. ECU für die Zwölf- 
Monats-Periode. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird gebeten, die anliegenden Vorschläge der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften bei den Verhandlungen in Brüssel abzu- 
lehnen. 

Bonn, den 13. März 1985 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Brunner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 
über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide. 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf Artikel 43 Abs. 2 des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 
des Rates ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1018/842), kann eine Erstattung bei der 
Erzeugung für Getreide- und Kartoffelstärke, Grob- 
und Feingrieß von Mais, die zur Bier- und Glukose- 
herstellung verwendet werden, und für zur Brother- 
stellung bestimmtes Quellmehl gewährt werden, da- 
mit der Industrie Grunderzeugnisse zu einem gerin- 
geren Preis als dem zur Verfügung stehen, der sich 
kus der Anwendung der Abschöpfungsregelung und 
der gemeinsamen Preise ergäbe. 

Die geltende Regelung der Erzeugungserstattungen 
ist den bei der Getreide- und Kartoffelstärkeher- 
stellung eingetretenen Entwicklungen erfahrungs- 
gemäß nicht mehr angepaßt. Eine Erzeugungser- 
stattung sollte nur für Stärke gewährt werden, die 
zur Herstellung von Waren bestimmt ist, in deren 
Fall sich die Einfuhrregelung nicht auf darin ent- 
haltene, einer gemeinsamen Marktorganisation un- 
terliegende landwirtschaftliche Erzeugnisse er- 
streckt. Der Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 
2727/75 sollte deshalb geändert werden. 


^) ABI. Nr. L 281 vom 1. November 1975, S. 1 
2) ABI. Nr. L 107 vom 19. April 1984, S. 1 


Um der besonderen Lage des Stärkesektors Rech- 
nung zu tragen, ist überdies ein Verfahren vorzuse- 
hen, mit dem es der Gemeinschaft möglich ist, alle 
in diesem Sektor für notwendig erachteten Maß- 
nahmen zu treffen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 

erhält folgende Fassung: 

„Artikel 11 

1. Eine Erstattung bei der Erzeugung kann für 
Stärke von Mais, Weichweizen und Kartoffeln 
gewährt werden, die zur Herstellung bestimmter 
Waren verwendet wird. 

2. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für 
die Durchführung dieses Artikels. 

3. Erweist es sich aufgrund der Lage des Kartoffel- 
stärkemarktes als notwendig, so legt der Rat auf 
Vorschlag der Kommission mit qualifizierter 
Mehrheit die anzuwendenden Maßnahmen 
fest.“ 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ih- 
rer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften in Kraft. 

Sie gilt ab 1. August 1985. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — Ag 938/84 — vom 
28. Dezember 1984 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur 
über die gemeinsame Marktorganisation für Reis 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf Artikel 43 Abs. 2 des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 1418/76 
des Rates ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1018/842), kann eine Erstattung bei der 
Erzeugung von Reisbruch gewährt werden, der zur 
Stärke- und Bierherstellung verwendet wird, damit 
der Industrie diese Grunderzeugnisse zu einem ge- 
ringeren Preis als dem zur Verfügung stehen, der 
sich aus der Anwendung der Abschöpfungsregelung 
und der gemeinsamen Preise ergäbe. 

Die geltende Regelung der Erzeugungserstattungen 
ist den bei der Getreidestärkeherstellung eingetre- 
tenen Entwicklungen erfahrungsgemäß nicht mehr 
angepaßt. Eine Erzeugungserstattung sollte nur für 
Reisstärke gewährt werden, die zur Herstellung 


1) ABI. Nr. L 166 vom 25. Juni 1976, S. 1 

2) ABI. Nr. L 107 vom 19. April 1984, S. 13 


Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1418/76 


von Waren bestimmt ist, in deren Fall sich die Ein- 
fuhrregelung nicht auf darin enthaltene, einer ge- 
meinsamen Marktorganisation unterliegende land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse erstreckt. Der Artikel 9 
der Verordnung (EWG) Nr. 1418/76 sollte deshalb 
geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 1418/76 
erhält folgende Fassung: 

„Artikel 9 

1. Eine Erstattung bei der Erzeugung kann für 
Stärke von Reis gewährt werden, die zur Her- 
stellung bestimmter Waren verwendet wird. 

2. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für 
die Durchführung dieses Artikels.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft 

Sie gilt ab 1. August 1985. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der Grundregeln für die 
Erzeugungserstattungen In den Sektoren Getreide und Reis 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr, 2727/75 
des Rates vom 29. Oktober 1975 über die gemein- 
same Marktorganisation für Getreide^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. . . ./ ^), 

insbesondere auf Artikel 11 Abs. 2, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1418/76 
des Rates vom 21. Juni 1976 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Reis^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. . . ./ insbeson- 
dere auf Artikel 9 Abs. 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Wegen der besonderen Lage des Stärkemarktes 
und insbesondere der Notwendigkeit, für den Stär- 
kesektor einen Preis aufrechtzuerhalten, der gegen- 
über dem der Stärke wettbewerbsfähig ist, die in 
Drittländern erzeugt und in Form von Waren einge- 
führt wird, für die keine gemeinsame Marktorgani- 
sation gilt, sehen die Verordnungen (EWG) Nr. 
2727/75 und Nr. 1418/76, die Gewährung einer Er- 
zeugungserstattung an die Stärkefabriken vor, da- 
mit der Verarbeitungsindustrie Stärke zu einem ge- 
ringeren Preis als dem zur Verfügung steht, der 
sich aus der Anwendung der gemeinsamen Markt- 
organisationen für die betreffenden Erzeugnisse er- 
gäbe. 

Das angestrebte Ziel bedingt, daß die Erstattung 
nur für in der Gemeinschaft erzeugte Stärke ge- 
währt wird. 

Damit die Kontrollmaßnahmen wirksamer durch- 
geführt werden können, sollte vorgesehen werden, 
daß die durch die Erstattungen begünstigten Be- 
triebe vor der Erzeugung von dem Mitgliedstaat zu- 
zulassen sind, auf dessen Hoheitsgebiet die Stärke 
erzeugt wird. 

Die für die Stärkeerzeugung festgesetzten Erstat- 
tungen sollten dem Unterschied der auf dem Welt- 
und dem Gemeinschaftsmarkt angewandten Preise 
für die Getreidegrunderzeugnisse Mais und Weich- 
weizen Rechnung tragen, die zur Stärkeerzeugung 
verwendet werden. Angesichts der auf dem Welt- 
markt festgestellten Instabilität der Preise für diese 
Grunderzeugnisse müßten die betreffenden Erstat- 


^) ABI. Nr. L 281 vom 1. November 1975, S. 1 
2) ABI. Nr. L . . . vom . . ., S. 

2) ABI. Nr. L 166 vom 25. Juni 1976, S. 1 
4) ABI. Nr. L . . . vom . . ., S. 


tungen mindestens einmal pro Monat festgesetzt 
werden. Schließlich sollten diese Erstattungen so 
festgesetzt werden, daß sie eine tatsächlich oder 
angenommen zur Stärkeherstellung verwendete 
Grunderzeugnismenge berücksichtigen. 

Zweck dieser Verordnung ist es, die Verordnung 
(EWG) Nr. 2742/75 des Rates vom 29. Oktober 1975 
über die Erstattungen bei der Erzeugung für Ge- 
treide und Reis^), zu ersetzen. Die letztere Verord- 
nung ist deshalb aufzuheben — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Jeder natürlichen oder juristischen Person, die 
aus Weizen, Mais, Reis oder Kartoffeln Stärke 
herstellt, wird eine Erzeugungserstattung ge- 
währt. 

2. Die Gewährung dieser Erstattung setzt voraus, 
daß die Stärke zur Herstellung von Waren ver- 
wendet worden ist, die in der in Absatz 3 ge- 
nannten Liste verzeichnet sind. 

3. Die Warenliste wird nach dem Verfahren des 
Artikels 26 der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 
und des Artikels 27 der Verordnung (EWG) Nr. 
1418/76 erstellt. 

Artikel 2 

1. Die Erzeugungserstattung wird von dem Mit- 
gliedstaat gewährt, auf dessen Hoheitsgebiet die 
Stärke erzeugt wird. 

2. Der Erhalt der Erzeugungserstattung setzt die 
vorherige Zulassung durch die zuständigen Be- 
hörden voraus. Der Begünstigte muß der zustän- 
digen Behörde des Mitgliedstaates alle für die 
Erstattungszahlung notwendigen Kontrollen er- 
möglichen. 


Artikel 3 

Die Erzeugungserstattung wird für jedes im An- 
hang genannte Erzeugnis mindestens einmal pro 
Monat festgesetzt. Dabei ist insbesondere folgen- 
dem Rechnung zu tragen: 

— dem auf dem Gemeinschafts- und dem Welt- 
markt angewandten Preis für Mais und Weich- 
weizen; 


^) ABI. Nr. L 281 vom 1. November 1975, S. 1 
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— den in den Spalten 3 und 4 des Anhangs genann- 
ten Grunderzeugnissen und Koeffizienten; 

— den Möglichkeiten und Bedingungen der Stärke- 
verwendung. 

Artikel 4 

Unbeschadet des Artikels 3 kann die Erzeugungs- 
erstattung im Wege der Ausschreibung gewährt 
werden, wenn die Lage der Märkte für Getreide und 
Stärke dies erfordert. 


Artikel 5 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Ver- 
ordnung werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 26 der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 und des 
Artikels 27 der Verordnung (EWG) Nr. 1418/76; ins- 
besondere die Bestimmungen über: 

a) die Festsetzung der Erzeugungserstattung nach 
Artikel 3 und 4; 

b) die Zahlung der Erzeugungserstattung; 

c) die Kontrolle der in Artikel 1 Abs. 2 genannten 
Verwendung; 


d) die Vorausfestsetzung der Erstattung durch den 
Begünstigten nach Stellung einer Sicherheit. 


Artikel 6 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2742/75 wird aufgeho- 
ben. 


Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Sie gilt vom 1. August 1985 bis zum 31. Juli 1990. 

Die Kommission legt dem Rat vor dem 1. August 
1989 einen Bericht über den Stand der Anwendung 
dieser Verordnung in den verschiedenen Mitglied- 
staaten vor und macht dem Rat zweckdienliche 
Vorschläge für die Beibehaltung oder Abschaffung 
der mit dieser Verordnung eingeführten Regelung 
für Erstattungen bei der Erzeugung im Getreide- 
und Reissektor. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Anhang 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

Bei der Erstattungsberechnung zu 
berücksichtigendes Grunderzeugnis 

Koeffizient 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

11.08 A I 

Stärke von Mais 

Mais 

1,6 

11.08 A II 

Stärke von Reis 

Mais 

1,6 

11.08 A III 

Stärke von Weizen 

Weichweizen 

2,0 

11.08 A IV 

Stärke von Kartoffeln 

Mais 

1,6 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates mit Durchführungsvorschriften für die Gewährung 
von Erstattungen im Sektor Getreide und Reis für die Erzeugung von Kartoffeistärke 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 
des Rates vom 29. Oktober 1975 über die gemein- 
same Marktorganisation für Getreide^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr insbe- 

sondere auf Artikel 11 Abs. 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Wegen der besonderen Lage des Kartoffelstärke- 
sektors wurde mit der Verordnung (EWG) Nr. 
2727/75 ein Verfahren eingeführt, das es der Ge- 
meinschaft erlaubt, alle in diesem Sektor notwendi- 
gen Maßnahmen zu treffen. 

Da es keine gemeinsame Marktorganisation für 
Kartoffeln gibt, sollte ein Mindestpreis festgesetzt 
werden, den der Stärkehersteller dem Kartoffeler- 
zeuger bei Lieferung zu bezahlen hat. Die besonde- 
ren Sachzwänge der Stärkeindustrie rechtfertigen 
eine für sie vorteilhafte Änderung an der in Arti- 
kel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 genann- 
ten Regelung der Erzeugungserstattung. Für die 
Berechnung der Erstattung für die Erzeugung von 
Kartoffelstärke sollte zu diesem Zweck ein Koeffi- 
zient vorgesehen werden, der von dem in Anhang 


zur Verordnung (EWG) Nr. . . ./84 des Rates ^) ge- 
nannten abweicht — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Stärkehersteller zahlen den Kartoffelerzeu- 
gern für die zur Herstellung einer Tonne Stärke 
benötigte Kartoffelmenge einen Mindestpreis 
von . . . ECU frei Fabrik. 

2. Der Mindestpreis wird anhand der dem Stärke- 
hersteller gelieferten Menge Kartoffeln und ih- 
res Stärkegehalts zum Zeitpunkt der Lieferung 
berechnet. 

3. Der Erhalt der in Artikel 11 Abs. 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2727/75 genannten Erzeugungs- 
erstattung setzt voraus, daß der Stärkehersteller 
die Verpflichtungen nach Absatz 1 dieses Arti- 
kels erfüllt. 


Artikel 2 

Der im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. . . . 
genannte und auf die Erzeugnisse der Tarifstelle 
11.08 A IV des Gemeinsamen Zolltarifs anwendbare 
Koeffizient wird für das Wirtschaftsjahr 1985/86 
durch den in der nachstehenden Tabelle aufgeführ- 
ten Koeffizienten ersetzt: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

Bei der Erstattungsberechnung zu 
berücksichtigendes Grunderzeugnis 

Koeffizient 

(1) 

(2) 

( 3 ) 

(4) 

11,08 A IV 

Stärke von Kartoffeln 

Mais 

1,65 


Artikel 3 

Nach dem Verfahren des Artikels 26 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2727/75 werden zur Durchführung 
der vorliegenden Verordnung insbesondere die den 
Artikel 1 betreffenden Bestimmungen erlassen. 


1) ABI. Nr. L 281 vom 1. November 1975, S. 1 

2) ABI. Nr. L . . . vom . . ., S. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Sie gilt ab 1. August 1985. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


3) ABI. Nr. . . . 


9 




Drucksache 10/3133 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Erläuterungen 


1. Dieser Vorschlag betrifft die grundsätzliche Än- 
derung der für Stärke und Stärkeerzeugnisse 
geltenden Regelung. Die den diesbezüglichen 
Sektor betreffenden Zusammenhänge sind kom- 
pliziert. Er umfaßt einmal verschiedene Grund- 
erzeugnisse (Mais, Weizen, Reis und Kartoffeln) 
und zum anderen verschiedene Verarbeitungsin- 
dustrien (Ernährung, Biotechnologie, chemische 
Industrie, Textil- und Papierindustrie u. a.). Auch 
der Zucker ist ein im Wettbewerb stehender 
Rohstoff. 

In ihrer Mitteilung über die Biotechnologie in 
der Gemeinschaft [KOM(83) 672 vom 29. Sep- 
tember 1983] hat die Kommission betont, daß die 
Höhe der von der Industrie in der Gemeinschaft 
gegenüber ihren Konkurrenten auf dem Welt- 
markt zu tragenden Kosten ein Hemmnis bei 
der Entwicklung und Vermarktung neuer bio- 
technischer Erzeugnisse darstellt. 

Die derzeitige Stärkepolitik schafft keinen ange- 
messenen Ausgleich für die technischen Ver- 
wendungen, die keinen Einfuhrschutz im Rah- 
men der GAP genießen. 

Mit diesem Vorschlag soll der betroffenen Indu- 
strie die Versorgung mit Stärke aus der Gemein- 
schaft zu weltmarktähnlichen Preisen ermög- 
licht werden. 

2. Die bisherigen Maßnahmen betreffen haupt- 
sächlich die Gewährung einer Erzeugungser- 
stattung, die etwa 10% des Wertes der verwende- 
ten Rohstoffe ausmacht. Wirtschaftlich gerecht- 
fertigt ist diese Beihilfe durch die praktisch freie 
Einfuhr von nicht der Ernährung dienenden, aus 
Stärke gewonnenen Erzeugnissen in die Ge- 
meinschaft. Bei der Einfuhr von der Ernährung 
dienenden Stärkeerzeugnissen jedoch werden 
veränderliche Abschöpfungen erhoben. Die gel- 
tende Regelung stellt somit einen pauschalen 
Ausgleich sicher, damit die innergemeinschaftli- 
che Industrie der Konkurrenz durch Einfuhrer- 
zeugnisse standhalten kann, die aus Stärke zu 
den Preisbedingungen des Weltmarktes herge- 


stellt werden und gegen die es keinen wirkli- 
chen Schutz gibt 

3. Die Neuregelung unterscheidet deutlich zwi- 
schen der „geschützten“ Stärke (hauptsächlich 
für Nahrungszwecke) und der für industrielle 
Zwecke bestimmten Stärke, für deren Erzeug- 
nisse keine Schutzmaßnahmen angewandt wer- 
den. Der Vorschlag sieht den Abbau der gelten- 
den Pauschalregelung und die gleichzeitige Ein- 
führung einer Regelung vor, die sich auf die Ge- 
währung einer Erstattung für die Stärke stützt, 
die im „nicht geschützten“ Teil des Sektors ver- 
wendet wird. Die betreffenden Erzeugnisse sol- 
len in einer noch aufzustellenden Liste einzeln 
angeführt werden. 

Diese Liste läßt sich gemäß der raschen Ent- 
wicklung der in Frage stehenden Industrie- 
zweige leicht anpassen (Verwaltungsausschuß- 
verfahren). 

Ab dem Wirtschaftsjahr 1985/86 würde sich die 
Stärkeindustrie für die „nicht geschützten“ Ver- 
wendungszwecke grundsätzlich zum Weltmarkt- 
preis eindecken. Dazu würde eine Regelung der 
monatlichen Festsetzung von Erzeugungserstat- 
tungen angewandt (ggf. im Wege der Auschrei- 
bung). 

Damit für die verschiedenen Stärkeerzeugnisse 
eine gleiche Behandlung gewährleistet ist, könnte 
die Erstattung je nach der Art des verwendeten 
Rohstoffs differenziert werden. Zu unterscheiden 
ist dabei insbesondere zwischen dem Weizen und 
anderen Rohstoffen. 

Die Sonderregelung für die Kartoffelstärke sollte 
unter Aufrechterhaltung des dem Erzeuger garan- 
tierten Mindestpreises und des bezüglich der Er- 
stattung unmittelbaren Zusammenhangs mit dem 
Mais weiterhin angewandt werden. Die der Stär- 
keindustrie gewährte Sonderprämie würde durch 
Anwendung eines für die Kartoffelstärke spezifi- 
schen Koeffizienten in der monatlichen Erstattung 
berücksichtigt. 
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Stärke: Verfahrensweise für die vorgeschlagene Neuregelung 



geltende Regelung 

vorgeschlagene Regelung 

1. Zweck der Erzeugungs- 
erstattung 

Stärke aus Mais, Weizen, Reis 
und Kartoffeln 

Diese Stärke, sofern sie zur Her- 
stellung von Erzeugnissen be- 
stimmt ist, für die keine gemein- 
same Marktorganisation gilt und 
die in einer Positivliste aufge- 
führt sind. 

2. Festsetzung der Erstattung 

— Pauschale Festsetzung durch 
den Rat im Rahmen der jähr- 
lichen Preisverhandlungen 

— Einheitlicher Betrag je Tonne 
Rohstoff 

— Monatliche Festssetzung (ggf. 
durch Ausschreibung) je nach 
dem Unterschied zwischen 
Weltmarkt- und Gemein- 
schaftspreis 

— Einheitlicher Betrag je Tonne 
Stärke; für Weizen ggf. diffe- 
renziert, wenn dessen Preis 
deutlich von dem der anderen 
Rohstoffe abweicht. 

3. Begünstigte 

Stärkeerzeuger 

Stärkeerzeuger 

Vorherige Zulassung des Begün- 
stigten, der sich zur „richtigen“ 
Verwendung verpflichtet 

4. Sonderregelung für Kartof- 
felstärke 

Jährliche Festsetzung durch den 
Rat: 

— Vom Stärkehersteller für die 
Kartoffeln zu zahlender Min- 
destpreis 

— Besondere Ausgleichsprämie 
für die Stärkeindustrie 

Beibehaltung dieser Regelung. 
Einbeziehung der Prämie in die 
monatliche Erstattung durch An- 
wendung eines festen Koeffi- 
zienten. 

5. Verschiedenes 

Aufhebung der geltenden Rege- 
lung am Ende des Wirtschafts- 
jahres 1984/85 

— Inkrafttreten am 1. August 
1985 

— Ein Ausgleich für die „nicht 
geschützten“ Nebenerzeug- 
nisse (z. B. Mais — gluten 
feed) ist nicht vorgesehen. 
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FINANZBOGEN 


Datum: 5. November 1984 


Haushaltsposten: 1002, 1021, 1022, 1033, 251 


Mittelansatz: 1985 


1002: 236 Mio. ECU 
1021: 45 Mio. ECU 
1022: 125 Mio. ECU 
1033: 26 Mio, ECU 
251: 368 Mio. ECU 


2. Bezeichnung des Vorhabens: Vorschläge für Verordnungen des Rates 1. zur Änderung der Ver- 
ordnungen 2727/75 und 1418/76 zur Einfügung der gemeinsamen Marktorganisationen für Ge- 
treide und für Reis und 2. zur Ablösung der Verordnungen über die Erstattungen bei der Erzeu- 
gung in den Sektoren Getreide und Reis und dem Sektor Kartoffelstärke. 


3. Rechtsgrundlage: Artikel 43 des Vertrags 


Ziele des Vorhabens: Unterschiedliche Behandlung von Stärke für Ernährungszwecke, die unter 
die Bestimmungen der gemeinsamen Agrarpolitik fällt, und von Stärke für Verwendungszwecke 
außerhalb der gemeinsamen Agrarpolitik (andere als Ernährungszwecke). Künftig wird nur noch 
für die letztgenannte Stärke die Erstattung bei der Erzeugung gewährt. Damit werden die betref- 
fenden Stärkeindustrien zum Weltmarktpreis beliefert. 


Finanzielle Auswirkungen ^Periode"' HaushaSahr H^aSSr 

Ausgaben zu Lasten (Ö5) 

— des EG-Haushaltes 

(Erstattungen/Interventionen) -h 39,6 Mio. ECU (A) — -h 9,9 Mio. ECU (B) 


5. Finanzielle Auswirkungen 

5.0 Ausgaben zu Lasten 

12-Monats- 

Periode 


Laufendes 

Haushaltsjah 

(84) 

— des EG-Haushaltes 
(Erstattungen/Interventionen) 

5.1 Einnahmen 

— eigene Mittel der EG 
(Abschöpfungen/Zölle) 

+ 39,6 Mio. ECU (A) 

— 


1986 


1987 

5.0.1 Vorausschau Ausgaben 

+ 39,6 


+ 39,6 

5.1.1 Vorausschau Einnahmen 

Mio. ECU (B)i) 

Mio. ECU (B)i) 



5.2 Berechnungsweise: siehe Anlage 

Zwölf Monate und 1986: Erstattung: - 3,1 Mio. ECU (A) oder - 3,2 Mio. ECU (B) 1 

Intervention: +41,0 Mio. ECU (A) oder +42,8 Mio. ECU (B) J 

1985: Erstattung: - 3,2 x = - 0,8 Mio. ECU (B)l , qq i^r 

Intervention: +42,8 x 3/i2 = +10,7 Mio. ECU (B)J ’ 


+ 39,6 Mio. 
ECU (B) 


+ 9,9 Mio. ECU 


6.2 

Notwendigkeit eines Nachtragshaushalts 

Ja/Nein 

6.3 

Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushalte einzusetzen 

Ja 


Anmerkungen: Die Auswirkung der Ablösung der derzeitigen Regelung durch die vorgeschlagene 

neue Regelung wird erheblich vom Weltmarktpreis und damit der Konjunktur beeinflußt. Die obigen 
Zahlen wurden als Ausgangsgrundlage für den Vorentwurf des Haushaltsplans 1985 festgesetzt. Wäre 
die Berechnung auf der Grundlage der Preise entsprechend der Konjunkturlage im Oktober erfolgt, so 
hätte die Auswirkung auf zwölf Monate einen Ausgabenrückgang von etwa 14 Mio. ECU betragen. 
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Anlage 


Kosten des Stärkesektors für zwölf Monate bei der derzeitigen Regelung 
und bei der vorgeschlagenen Regelung 

in Mio. ECU (A) 


Derzeitige Regelung 

Vorgeschlagene Regelung 

Un- 

ter- 

schied 


a 



b 


c = 







b-a 

Erstattung bei 

Mio. t ECU/t 

Erstattung bei 

Mio. t ECU/t 


der Erzeugung 



der Erzeugung 




Kartoffelstärke 

0,85 X 31,25 = 26,6 

Kartoffel stärke 

0,85 X 70 2) X 1,65x70% 3) = 

68,7 


— Erstattung 







bei der 







Erzeugung . . 







— Prämie an 







die Erzeuger . 

0,85 X 18,7 = 15,9 





Mais 



Maisstärke 

2,8 X 70 2) X 1,6 x40%3) = 

= 125,4 


— für Stärke . . . 

4,5 X 19,41 = 87,3 





— für Quell- 







mehl 

0,001 X 19,41 = p. 

m. 





— für Grütze . . . 

0,55 X 19,41 = 10,7 





Weichweizen 



Weichweizenstärke 

0,36 X 50 2) X 2 X 30 % 3) = 

= 10,8 


— für Stärke . . . 

0,8 X 27,79 = 22,2 





— für Quell- 







mehl 

0,01 X 27,79 = 0,3 





Bruchreis 



Reisstärke 

0,007 X 70 2) X 1,6 X p. m. = 

p. m. 


— für Stärke . . . 

0,01 X 23,91 = 0,2 





— für Bier 

0,03 X 23,91 = 0,7 





Insgesamt . . . 


163,9 



204,9 


Erstattung bei 

Mio. t ECU/t 

Erstattung bei 

Mio. t ECU/t 


der Ausfuhr 



der Erzeugung 




Sektor Getreide 

0,5 X 1,61 i)x(95- 

19,41) 

Sektor Getreide 

0,5x1,6x95 = 76,0 





= 60,8 





Sektor außer- 



Sektor außer- 




halb des 



halb des 




Anhangs II 

0,4x1,61 x(95- 

19,41) 

Anhangs II 

0,2 X 1,6 X 95 = 30,4 





= 48,7 





Insgesamt . . . 


109,5 



106,4 


Insgesamt . . . 


273,4 



311,3 



1 t Stärke = 1,61 t Mais 

Unterschied zwischen dem Preis für das Grunderzeugnis (Mais oder Weichweizen) auf dem Markt der Gemeinschaft und auf 
dem Weltmarkt 

'^) Prozent — Verwendung außerhalb der Gemeinsamen Agrarpolitik 
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Bericht des Abgeordneten Brunner 


Die Vorschläge der EG-Kommission an den Rat 
wurden vom Präsidenten mit der EG-Sammelliste 
vom 17. Januar 1985 — Drucksache 10/2751 Nr. 14 — 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten überwiesen. Dieser hat sie in seiner 
Sitzung am 13. März 1985 beraten. 

Bei der Vorlage geht es um folgendes: 

In der EG erzeugte Stärke aus Getreide und Kartof- 
feln ist bei der Verwendung im chemisch-techni- 
schen Bereich dem Wettbewerb mit importierten 
Verarbeitungserzeugnissen aus Stärke ausgesetzt, 
die keinen Einfuhrabgaben unterliegen. Es geht da- 
bei um die Verwendung nicht nur in Verarbeitungs- 
industrien der Ernährungswirtschaft, sondern auch 
in den Bereichen Biotechnologie, Chemie, Textilien 
und Papier, Die EG-Kommission sieht die Stärke 
aus der Gemeinschaft benachteiligt gegenüber den 
Importerzeugnissen. Dies führe u, a. zu Hemmnis- 
sen bei der Entwicklung und Vermarktung neuer 
biotechnischer Erzeugnisse. Sie strebt an, den be- 
troffenen Industriezweigen die Versorgung mit 
Stärke aus der Gemeinschaft zu weltmarktähnli- 
chen Preisen zu ermöglichen. Dies soll erreicht wer- 
den durch Produktionserstattungen an die Stär- 
keindustrie für Erzeugnisse, die industriellen 
Zwecken zugeführt werden, um auf diese Weise die 
Stärke aus der Gemeinschaft auf das Weltmarkt- 
Preisniveau zu verbilligen. Die Höhe der Produkti- 
onserstattung soll nach dem Preisunterschied zwi- 
schen EG- und Weltmarkt für Mais (bei Mais-, Reis- 
und Kartoffelstärke) — etwa 70 ECU/t — und für 
Weichweizen (bei Weizenstärke) — ca. 50 ECU/t 


festgelegt werden. Sie soll monatlich festgesetzt 
oder durch Ausschreibung ermittelt werden. Bei 
Kartoffelstärke soll Voraussetzung sein, daß der 
Stärkehersteller dem Kartoffelerzeuger einen noch 
vom Rat festzusetzenden Mindestpreis zahlt. Au- 
ßerdem soll sie für Kartoffelstärke höher festge- 
setzt werden als für Maisstärke. 

Bei den Beratungen im Ausschuß stieß der Vor- 
schlag trotz der grundsätzlichen Billigung seiner 
Zielsetzung durch die Bundesregierung auf Wider- 
spruch. Allgemein wurde bedauert, daß im Grunde 
die landwirtschaftlichen Erzeuger nichts von diesen 
Brüsseler Geldern sähen, sondern nur die Stärkein- 
dustrie. Die landwirtschaftlichen Erzeuger seien 
auf die auf dem Markt erzielbaren Preise angewie- 
sen. Ferner wurden Bedenken laut, daß durch die 
Kommissionsvorschläge die Preise auf die der Ent- 
wicklungsländer heruntersubventioniert würden 
und diesen dann Konkurrenz gemacht werde. Wenn 
überhaupt, dann sollte die Erstattung nicht an die 
Stärkehersteller gehen, sondern an die industriell- 
technischen Verwender wie bei der Chemiezucker- 
Regelung. Zudem seien die für Kartoffelstärke vor- 
gesehenen Erstattungen nach wie vor zu niedrig. 
Aus allen diesen Gründen sprach sich die weitaus 
überwiegende Mehrheit des Ausschusses für die 
Ablehnung des Vorschlags in der vorliegenden 
Form aus. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundes- 
tag, die Bundesregierung aufzufordern, den Vor- 
schlag der EG-Kommission bei den Beratungen in 
Brüssel abzulehnen. 


Bonn, den 28. März 1985 


Brunner 

Berichterstatter 
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